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Entschließung 

des Nationalrates vom 8. Juli 2005 

betreffend europäische Studierendenmobiltät 

Die Bundesregierung wird ersucht, auf europäischer Ebene entsprechende 
Gespräche zu führen, um die besondere Situation Österreichs in der Frage des 
Hochschulzugangs deutlicher bewusst zu machen und im Hinblick auf künftige 
Regelungsmechanismen eine stärkere Berücksichtigung der Anliegen 
Österreichs auf Grund der sprachlichen Nähe zu Deutschland zu erreichen. 
Ziel sollte es sein, langfristig eine gemeinsame Regelung zur Frage der 
grenzüberschreitenden Studierendenströme zu erreichen, bei der wirtschaftliche 
Faktoren und Auswirkungen auf die Bildungssysteme der einzelnen Länder 
ausreichend Berücksichtigungfinden und eine gerechte Kostenverteilung 
g~währleistet wird. 
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